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Argumente zur Entwicklung uaweltverträgl1cher 
Technologien
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"Hit dem Schutz der natürlichen Le- 
bensgrundlagen m»$ di® Industriege- 
sellschaft sich in Zukunft mehr Mühe 
geben als bisher* Dieses Mehr an 
Mühe bedeutet auch ein Mehr an Ar­
beitsplätzen« *
Klaus M. Mever-Abich

t. EINLEITUNG

Auagangatheae:

Angesichts der vielfältigen Belastungen der Umwelt kann 
eine Wirtschaftspolitik» die auf den Erhalt der natürli­
chen Lebensgrundlagen keine biw* keine ausreichende 
Rücksicht nimmt, auf die Dauer nicht durchgehalten wer­
den. Umgekehrt ist eine Umweltpolitik» die auf die 
Schaffung von Arbeitsplätzen keine bzw. nicht ausrei­
chende Rücksicht nimmt» angesichts von Millionen von Ar­
beitslosen gesellschaftlich nicht akzeptabel•

Gegenstand dieses Beitrages ist die Frage nach den allgemei­
nen Rahmenbedingungen der Entwicklung und Förderung sozial- 
und umweltverträglicher Technologien - als Bindeglied zwi­
schen Arbeit und Umwelt» zwischen Wirtschaft®- und Umweltpo­
litik. Damit möchte ich eine Konsequenz ziehen aus der mei­
nes Erachtens falschen Frontenste11ung zwischen Beschäfti­
gungsinteressen einerseits und Omweltinteressen andererseits, 
wie sie häufig zu beobachten war und weiterhin zu beobachten 
ist.

In Anbetracht der gegebenen ökonomischen und ökologischen 
Probleme liegt es nahe, über Strategien nachzudenken, die 
gleichzeitig positive Beiträge zur Erreichung beider Ziele - 
Erhalt der Umwelt und Schaffung von Arbeit - erbringen kön­
nen. Ich werde hier an dieser Stelle nur einige Aspekte ei-
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ntr solchen Strate^i« darstellen können und andere, die 
ebenfalls themarelevant sind, auien vor lassen müssen. 
Zunächst gilt es, die konzeptionellen Unzulänglichkeiten der 
bisherigen Wirtschaftspolitik und der bisherigen Umweltpoli- 
tik kurz aufzuzeigen.

2. UHZUIJiMGLICHKEITBW PER BISHERIGEM ffIRTSCHAFTS-UND
UEflWBLTPQhlTIR

2*1 Konzeptionelle Defizite der Wirtachaftapolitk

rksü ls
Unter ökologischen Gesichtspunkten ist die herkömmliche 
Wirtschaftspolitik defizitär. Ihre Ziele müssen quali­
fiziert, ihre Instrumente erweitert und ihre Institutio­
nen umgepolt werden.

Oie staatliche Wirtschaftspolitik wird bisher ohne explizite 
Beachtung der natürlichen Umwelt betrieben. Im Zielbündel 
des sog. Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes ist das Ziel "Um- 
weltstabilität" nicht enthalten; eine entsprechende Novellie­
rung dieses Grundlagengesetzes der Wirtschaftspolitik ist 
(bisher) nicht in Aussicht genommen. Auch im Zielbündel des 
Karteilgesetzes, des zweiten wichtigen Grundlagengesetzes der 
Wirtschaftspolitik, kommen ökologische Kategorien nicht vor; 
die "Kontrolle rohstoffverschwendender und umweltbelastender 
Unternehmen" gehört (bisher) nicht zu den Aufgaben der Kar­
tei Ibehörde. Dementsprechend wird der Erfolg der staatlichen 
Wirtschaftspolitik allein an der Erreichung der herkömmlichen 
Ziele (Wachstum, Beschäftigung, Preisniveau, Zahlungsbilanz) 
gemessen, ungeachtet der Anforderungen und der Belastungswir­
kungen, die die jeweilige wirtschaftspolitische Strategie auf 
die natürliche Umwelt (Ressourcenentnahme und Schadstoffein- 
tjrag) hat.
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Auch bei den beiden wichtigsten Maßnahmenbereichen der her­
kömmlichen Wirtschaftspolitik« der Geldpolitik und der Fi­
nanzpolitik« kann man von einer ökologischen Ausrichtung bis­
her nicht sprechen * Generelle Zins- und/oder Steuersatz-Än­
derungen sind ökologisch nicht sielführend« und ökologisch 
relevante Steuern und Abgaben sind bisher erst rudimentär 
vorhanden. Dal die allgemeine Geld- und Finanzpolitik ange­
sichts der gegebenen Problemkonstellation auch ökonomisch in­
effizient ist« wird angesichts "beschäftigungslosen Wachs­
tums" täglich neu belegt*

2*2 Konzeptionelle Defizite der Umweltpolitik

These 2:
Die herkömmliche Umweltpolitik ist konzeptionell defizi­
tär* Sie setzt zu spät ein« erzeugt zuviel Vollzugswi­
derstand und aktiviert zu wenig Ressourcen*

Als die negativen Effekte der Industrieproduktion auf die na­
türliche Umwelt unübersehbar wurden« schuf man mit der staat- 
1ichen Umweltpolitik einen neuen Politikbereich« der mit der 
Regulierung der Beziehungen der Gesellschaft zur Umwelt be­
traut ist* Diese Vorgehensweise entspricht einem Politikver­
ständnis« nach dem jeder Politikbereich arbeitsteilig im 
Sinne einer Spezialpolitik für ein begrenztes Arbeitsfeld zu­
ständig ist - unabhängig davon« ob enge Wechselwirkungen 
zwischen einzelnen Bereichen bestehen und ungeachtet des 
stets wiederholten Hinweises« daß es sich bei der Behandlung 
des Umwe1tprob1ems um eine politische Querschnittsaufgabe per 
ge handele*

Die Umweltpolitik wurde so zu einer Ressortpolitik, die die 
Umweltproblerne, die durch den Produktionsprozeß erzeugt wer- 
den« zu beheben sucht, indem man sich um die geschädigte Um-
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m i t  kÜMMsrt. Diese Politik hat seit den 70er Jahren einige, 
wenn auch keineswegs ausreichende Ergebnisse gezeitigt, wie 
beute jedermann weil» Die Grenzen dieses Politiktypus sind 
entsprechend deutlich geworden: Br ist teuer, unzuverlässig 
und im konkreten Pall nicht zielführend, weil er in aller Re­
gel nicht an den Ursachen, sondern an den Symptomen des Ün- 
weltproblems ansetzt«

Prägt man nun - über diese generelle Kritik der beiden Poli­
tikbereiche hinausgehend - nach deren Verbindung mit der 
Technikentwicklung und -anwendung, so stellt man weitere kon­
zeptionelle Defizite fest.

3. m m m m m z jm  m tm stm fln*

Timme 3s

Wirtschaftspolitik und Umweltpolitik aktivieren problem- 
inadäquaten technischen Wandel. Oder umgekehrt: Ent­
wicklung und Anwendung umweltverträglicher Technologien 
erfordern grundlegende Änderungen in den Anreiz- und
Kontrollaeehanismen der Wirtschafts- und Unweltpolitik«

3«1 Machsoreender oder vorsoroender Umweltschutz?

Eine technologische Charakterisierung der herkömmlichen Um- 
weltpolitik könnte wie folgt lauten: Umweltpolitik setzt zu­
meist am Ende des Produktionsprozesses an, nicht aber am An­
fang, d.h. bei der Wahl der Technologien, der Standorte, der 
zu erzeugenden Produkte. Beispielhaft gesprochen: Erst wenn
der Wald stirbt und die Nordsee verseucht ist, setzt Umwelt­
politik ein. Erst wenn die Versorgung geregelt ist, denkt 
man über die Entsorgung nach.
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Umweltpolitik kontrolliert die negativen Wirkungen de« Pro­
duktionsprozesses auf die Umwelt durch technische Vorkehrun­
gen, die an die umweltbeeinträchtigende Produktion angehängt 
werden. Es handelt sich primär um ex-post-Sanierung von Um­
weltbelastungen unter Einsatz additiver oder plastischer: 
"end-of-the-pipe"-Technologien. Anknüpfend an die vorhan­
denen umweltschädliehen Technologien soll eine Verbreitung 
der anfallenden Schad- und Abfallstoffe in die Umwelt bis zu 
einem bestimmten Grade vermieden werden; durch Einbau vor* 
Entsorgungstechnologien sollen die Schadstoffe im Unternehmen 
zurückgehalten oder in konzentrierter Form gesammelt werden.

Umweltpolitik führt so jedoch in aller Regel nur zur Problem­
verschiebung. Beispiele hierfür sind Filterenlagen, die mas­
senweise Schadstoffe vor Eintritt in die Aulenluft einfangen, 
Entschwefelungsanlagen, die zu großen Mengen an nicht benö­
tigtem Gips führen, Abfa11beseitigungsan1agen, die Dioxine 
entstehen lassen, Kläranlagen, die Schwermetalle akkumulie­
ren, aber auch der Abgaskatalysator, der hinter dem Motor an­
gebracht ist und zu seiner Herstellung wertvolles Edelmetall 
erfordert.

Diese Strategie des herkömmlichen Umweltschutzes - so wich­
tig sie zur akuten Gefahrenabwehr und zur Behandlung von Alt­
lasten auch ist - kann auf die Dauer aus einem weiteren 
Grund nicht genügen: Bei ansonsten nicht veränderter Techno­
logiestruktur ruft das fortgesetzte Wachstum der Produktion 
übe rproportiona1 steigende Umweltschutzaufwendungen hervor, 
wenn das Gesamtniveau der Schadstoffemissionen nicht steigen 
soll. Das aber bedeutet: Bei wachsender Produktion müssen 
die Emissionsstandards pro Produkteinheit sukzessive ver­
schärft werden, wenn man die Umweltbelastung senken bzw. die 
Umweltqualität verbessern will•
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Man gilt im nabnsa allen Bereichen des öawltnchtttwi» dal 
die Entsorgtangskosten t < in,Sinne der Resten des Eurückhal- 
U m  «and SaMselns von Schadstoffen - nit zunehimiidcm Reini- 
gungsgrad überproportional, ansteigen - was übrigens auch in 
aller Regel für das Recycling von Stoffen zutrifft« Gesamt- 
ifirtschaf11 ich betrachtet mal daher bei fortgesetztem Wirt­
schaftswachstum aor Binhaltiang eines bestimmten Bmissionsni- 
vea«as ohne grundlegende Dnatnaktiarierung von Produktion und 
Technologie ein ständig zunehmender Teil der volkswirtschaft­
lichen Ressotarcen abgezweigt werden, der dann wiederum für 
Ronsiamswecke nicht mehr zur Verfügung steht« !

Die Entwicklung der nachsorgenden Omweltschutsindustrie, so­
weit sie additive, "end-of-the-pipe"-Technologien herstellt, 
ist also ambivalent« Einerseits wird mit solchen Anlagen die 
Umweltqualität gegenüber einer Sit«aation ohne Omweltschutz 
gesichert - und das ist für sich genommen positiv zu werten« 
Andererseits ist die Entwicklung der nachsorgenden Umwelt­
schutz industrie ein Indikator für den Umfang an volkswirt­
schaftlichen Ressourcen, die eingesetzt werden müssen, um et­
was wiederzuerlangen, was früher ohne Einschaltung aufwendi­
ger wirtschaftlicher Aktivitäten zu haben war« In diesem 
grundsätzlichen Sinne verstanden ist es eine Last, die für 
den bisherigen «amweltschädlichen Entwicklungstand der Wirt­
schaft getragen werden mal«

Hiermit plädiere ich selbstverständl ich nicht dafür, den 
nachsorgenden Umweltschutz einzustellen« Es geht vielmehr um 
die Ergänztang des nach-sorgenden durch vor-sorgenden Umwelt­
schutz , der in die Wirtschaftspol itik und in die anderen un-
«#elt relevanten Politikbereiche systematisch eingebunden ist« 
Es geht dabei im besonderen «am integrierte Technologien« die
grundsätzlich emissionsarm sind - und letztlich« um Null- 
Emission aller umweltschädlichen Stoffe« Hierzu ein Ergebnis 
einer Studie über die Bundesrepublik Deutschlands Von den
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Umeltschutzinvestitionen* die seit 1975 getätigt worden 
sind* waren ca. 75 Prozent additive Entsorgung*- <und Recycl­
ing- »Technologien; nur etwa 25 Prozent waren integrierte* 
emissionsarme Technologien«

Ein Fazit: Umweltverträglicher produzieren heilt noch nicht* 
die Umweltqualität verbessert zu haben« Entsorgungstechnolo­
gien führen in aller Regel zu Problemverschiebungen* Recycl­
ing-Technologien sind mit steigenden Rosten pro Einheit ver­
bunden - und was die integrierten Technologien angeht * so 
sind die betreffenden Anreiz- und Fördermechanismen der üm- 
weltpolitik bisher zu schwach entwickelt« Technologische 
Fehlallokation gibt es indes auch in der Wirtschaftspolitik* 
wie nun zu zeigen ist*

3«2 Rationalisieruncsinvestitionen oder umwcltverträg- 
liche 1nvestitionen?

Bei der Einbeziehung des Umweltthemas in die Wirtschaftspoli­
tik geht es zunächst um die Ergänzung bzw« Neudefinition der 
wirtschaftspolitischen Ziele und sodann um die Einführung 
neuer umweltorientierter Steuer- und abcabenpolitischer In­
strumente •

Die förmliche Erweiterung des wirtschaftspolitischen Zielka­
talogs um das Ziel ”Umwe1tstabi1ität” würde den Stellenwert 
dokumentieren« den der Staat angesichts des gestiegenen sub­
jektiven Umwe1tbewultseins der Bevölkerung und der gegebenen 
objektiven Umwe1tbe1astung der Sicherung bzw« Verbesserung 
der Umweltqualität zumilt« Jede wirtschaftspolitische Mai­
nahme roüite von da ab vor ihrer Durchführung auf ihre poten­
tiellen Auswirkungen auf die Umwelt geprüft werden (ÜVP * Uro- 
MWltverträglichkeiteprüfung)« So wie bisher wirtschaftspoli­
tische Entscheidungen vorab auf ihre potentiellen Auswirkun­



16

gen auf die Beschäftigung # die ‘Inflationsrate# auf das Wachs* 
tun und die Zahlungsbilanz überprüft werden, so sollte es in 
Zukunft zur Gewohnheit werden# dal die potentiellen Konflikte 
zwischen den Ziel der (Inweltstabilität und den herkömmlichen 
Zielen der Wirtschaftspolitik entscheidungsrelevant und das 
heilt; zun Thena politischer Auseinandersetzung werden* Die 
"Omweltverträglichkeitsprüfung" als formalisiertes Verfahren 
wird projektspezifisch angewandt und europaweit diskutiert# 
sie ist aber bisher nicht zu einen integralen Bestandteil der 
Wirtschaftspolitik geworden*

Zun anderen geht es un die Neudefinition der Ziele der prak- 
tischen Wirtschaftspolitik# besonders um die Qualifizierung 
des Wachstunsziels•

Die traditionellen Wachstums-Indikatoren - monetäres und re­
ales Bruttosozialprodukt CBSP) - sind in mehrfacher Weise 
defizitär* Sie sind zu einer Zeit entwickelt worden# als die 
Omweltstabilität zwar schon ein Problem# aber noch kein Thema 
war# und sie sind seither nicht angepalt worden• Dies ist 
ein unhaltbarer Zustand - und zwar aus mehreren Gründen;

- Wirtschaftswachstum wird in den engen Grenzen des Kreis­
laufs von Gütern und Einkommen bestimmt; der ökologische 
Stoffkreislauf bleibt dabei ausgeblendet•

- Wirtschaftswachstum ist definiert als Zunahme ökonomi­
scher Strömunqsarölen; ausgeblendet bleiben deren Aus­
wirkungen auf Umfang und Qualität ökologischer Bestands- 
qrölen* die in Wirklichkeit abnehmen und degradieren*

- Schliellieh werden im BSP alle monetären Aktivitäten ad­
diert# unabhängig davon# welche Funktion sie erfüllen; 
es umfalt zunehmend mehr Ausgaben# die als solche nicht 
positiv zu bewerten sind# sondern die allein wegen der
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notwendigen Kompensation von Schäden entstehen, die zu­
vor vom Wirtschaftsprozeß erzeugt wurden (sog. "defen­
sive Ausgaben**) •

Die Qualifizierung der traditionellen wirtschaftspolitischen 
Kiel-Indikatoren müßte daher eigentlich auf der Tagesordnung 
stehen. Methodisch kann sie in unterschiedlicher Weise und 
Reichweite erfolgen; Systematische Ermittlung der kompensa­
torischen Ausgaben; kombinierte Wachstums-, Beschäftigungs­
und Verteilungs-Indizes; integriertes System ökonomischer, 
sozialer und ökologischer Indikatoren, usw..

Die Notwendigkeit der Qualifizierung der wirtschaftspoliti- 
schen Ziele und des ökonomischen Rechnungswesens, aus dem sie 
abgeleitet sind, kann man am besten anhand eines Beispiels 
darlegen; nehmen wir die Belastung des "Ökosystems Wald";

Es zeigt erstens die Verlagerung eines Teils der Kosten 
der Produktion, d.h. nicht ausreichend reduzierte Luft- 
schadstoffe, auf die nur begrenzt resistente Natur: der 
Wald stirbt.

- Es zeigt zweitens die Verlagerung von Kosten auf die
folgenden Generationen: waldarme Zukunft bzw. nur lang­
fristig mögliche Wiedergewinnung der Reproduktionsfähig- 
keit der Böden•

- Es zeigt schließlich die Verlagerung von Kosten auf 
Dritte (teilweise Enteignung der Waldbesitzer) und die 
Gesellschaft in dem Sinne, daß betrieb!ich-technische 
Entscheidungen individueller Verursacher (wie Kraft­
werks- und Verkehrsemittenten, Schadstoffexporteure) das 
gesellschaftliche Wohlbefinden und letztlich die physi-
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sehe Gesundheit der Gesellschaft insgesamt in Mitleiden­
schaft sieben*

In besug auf das "Ökosystem Wald" rechnet das Ökonomische Sy­
stem also gans offensichtlich falsch: - Sowohl das betriebs­
wirtschaftliche als auch das volkswirtschaftliche Rechnungs­
wesen enthält keine ausreichenden Signale, die eine dem öko­
logischen System nicht mehr angemessene (d«h..nicht verkraft­
bare) Schadstoffbelastung verhinderten« Das traditionelle 
Rechnungswesen weist sowohl bei der Energiegewinnung als auch 
bei den Automobilherstellern und den Schadstoffexporteuren 
(um bei den obengenannten Verursachern zu bleiben) positive 
Salden auf, obwohl das ökologische System Wald nachweislich 
wegen der Schadstoffemissionen dieser Wirtschaftsbereiche er­
heblich und teils unwiderruf1ich geschädigt wird: Verlust
hier, Gewinn dort; ein Ausgleich findet ni<?ht statt und ist 
auch eigentlich nicht vorgesehen •••

Das ökonomische Rechnungswesen ist auch in dem Sinne defizi­
tär, dal ihm die für ein ökologisches System typischen 
Schwellenwert-Phänomene fremd sind« Die Regenerationskraft 
eines natürlichen Systems geht verloren, wenn bestimmte 
Schwellen der Belastbarkeit Überschritten sind; es kann also 
zwischen guten und schlechten Prozessen unterscheiden • Ditese 
Qualität geht dem ökonomischen Rechnungswesen (bisher) ab: 
Jede ausgegebene Mark, egal von wem für was getätigt, wird 
positiv verbucht; es weist selbst dann noch Erfolg aus, wenn 
bereits groie Teile des Produktionswertes nur zur Erhaltung 
des Status guo ("defensive Ausgaben") aufgewendet werden müs­
sen.

Von zentraler Bedeutung für eine integrierte Behandlung des 
Dmwelt- und des Beschäftigungsproblems ist die Einführung
neuer, umweltorientierter Instrumente der Wirtschaftsoolitik.
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die einen schonenden Umgang mit der Umwelt technisch induzie­
ren und ökonomisch begünstigen*

Die vorherrschenden ökonomischen Anreize (positiver bzw. ne­
gativer Art) fördern in mancher Meise ein individuelles Inve­
st itiönsverha 1 ten, das insgesamt sowohl das Umwelt- als auch 
das Beschäftigungsziel verletzt« Zum Beispiel* Da die Nut­
zung der Umwelt in vielen Bereichen entweder noch kostenlos 
oder mit sehr niedrigen Preisen belegt ist# die Arbeit dage­
gen insbesondere wegen rasch gewachsener Lohnnebenkosten re­
lativ teuer ist, erweisen sich solche Investitionen als ein­
zelwirtschaftlich profitabel# die Arbeit einsparen und dafür 
reichlich Umwelt verbrauchen bzw« belasten« Und dies ist 
noch immer das Ziel des Technikersi Vorkehrungen zu treffen 
für die Steigerung der Arbeitsproduktivität* d«h« den Ersatz 
von menschlicher Arbeit durch Kapital und Energie« Die Be­
triebsrentabilität mag auf diese Meise gewährleistet sein, 
die Umweltverträglichkeit aber nicht * Diese Mechanismen gilt 
es zu stoppen - aber wie?

Umweltorientierte Instrumente der Mirtschaftspolitik zu 
schaffen# heilt zunächst und vor allem# erkennbare und deut­
liche Signale für eine sparsamen Gebrauch von Energie und 
Rohstoffen (Urowe1tverbrauch) und zur Reduzierung der 
Schadstoffemissionen (Umweltbelastung) zu setzen« Hierfür 
müssen in unserem Mirtschaftssystem# in dem der Preis als 
entscheidender Knappheitsmesser fungiert# die Preise für 
Energie und Rohstoffe Cd«h« Ressourcen) einerseits und für 
die Belastung der Umwelt durch Schad- und AbfallStoffe Cd«h« 
Emissionen) andererseits drastisch angehoben werden« Auch 
weil sich die Umwelt als öffentliches Gut definieren lält, 
könnte der Staat ihren Verbrauch und ihre Belastung ohne wei­
teres mit entsprechenden Steuern und Abgaben belegen« (Eine 
grundsätzliche Alternative bestünde darin# die Umwelt zu pri­
vatisieren, z«B* durch Einführung von Verschmutzungsrechten
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g ümweltzertifikatei, die an einer Börse gehandelt werden« 
"Ökonomisierung der Ökologie” oder "Ökologisierung der Ökono­
mie" - dies ist durchaus eine ernste Frage, die von vielen 
Iden meisten?! Ökonomen zugunsten der ersten Perspektive be­
antwortet wird«)

Oie Einführung neuer, umweltorientierter Instrumente <8teuern 
und Abgaben! wäre ein äuierst wichtiger Ansatzpunkt, weil die 
dann erforderlichen ökonomischen und technischen Anpassungs­
prozesse (bei Bztraktion, Produktion und Recycling!, die Prä- 
ferenzverschiebungen, die Korrektur der Aktivitäten des Tech­
nikers dazu beitragen, das Omwe1tverbrauchs- und -belastungs- 
problem gleichzeitig zu entschärfen* Oie mit der Einführung 
von Ressourcenverbrauchssteuern und Bmisaionsabgaben bewirkte 
Veränderung der relativen Preise in der Wirtschaft hätte er­
hebliche Auswirkungen auf die Produktions- und Technologie­
struktur der Wirtschaft und auf die Beschäftigung* (Auf die­
sen multiplen Effekt hat vor allem die Gruppe von Wissen­
schaftlern um Hans-Christoph Binswanger in mehreren Veröf­
fentlichungen immer wieder hingewiesen*!

Bei der derzeitigen Problemkonstellation - massive Schädi­
gung der Umwelt bei gleichzeitig massiver Arbeitslosigkeit - 
ist die Struktur der Investitionen von besonderer Bedeutung: 
Unter den gegebenen Faktorpreis-Bedingungen dominieren ar- 
beit**par«nd* Rationaliaigrungainveatitionen; Energie iat re- 
lativ billig, Umweltbelastungen kosten in bestimmten Berei­
chen nichts oder nur wenig, Recycling ist nicht sonderlich 
lohnend; Arbeit ist im Vergleich dazu relativ teuer und mit 
hohen Lohnnebenkosten behaftet. Aus betriebswirtschaftlicher 
und betriebstechnischer Sicht ist es daher nur allzu konse­
quent, Investitionen durchzuführen, die "Arbeit" zugunsten 
von "Ressourcenverbrauch" und "Emissionen" substituieren. 
Bei derartigen Faktorpreis-Bedingungen ist also eine doppelte
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ZielVerletzung vorprogrammierts Arbeitslosigkeit und Umwelt­
belastung«

Mit neuen ökologischen Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
- in Form von Ressourcensteuern und Emissionsabgaben - wür­
den dagegen iimwe 1 tverträq 1 iche I nvest it ionei* gefördert s 
Technische Innovationen, die zu einer Reduzierung des Res­
sourceneinsatzes und der Emissionen pro Produkteinheit und zu 
einer prinzipiellen Förderung des Recycling führen und die 
mit vermehrtem Einsatz von Arbeitskraft und »inteiligenz 
durchgeführt werden«

Dieser doppelt positive Effekt für Arbeit und Umwelt fällt 
natürlich je nach Ausgestaltung der Ressourcensteuern und 
Emissionsabgaben unterschiedlich aus, worauf hier an dieser 
Stelle jedoch nicht näher eingegangen werden kann (vgl« z«B« 
den Vorschlag der SPD zu einem Sonderprogramm Arbeit und Um­
welt mittels Energieabgabe, der GRÜNEN zu einem Entgiftungs­
programm mittels Sonderabgaben und Mineralölsteuer, der Öko­
nomie-Gruppe des BUND zu einer Energiesteuer)•

Bei aller Skepsis bezüglich der Innovationsfreudigkeit unse­
rer Regierung und bei realistischer Einschätzung der Macht 
der Energiewirtschaft und der Chemie - die von Ressourcen­
verbrauchssteuern und Emissionsabgaben hauptsäch1ich betrof­
fen würden - scheint die Zeit für solche Vorschläge günstig 
zu sein. Die Sozialversicherung muß ohnehin grundlegend re­
formiert werden; auch für die Behandlung von Altlasten wird 
man bald Finanzierungsvorschläge vorlegen müssen«

Was die Einführung von Emiss ionsabgaben angeht, so muß man 
einerseits auf schon Bewährtes, andererseits auf Neues hin- 
weisen. In einem Bereich der herkömmlichen Umweltpolitik, 
der Wasserreinhaltung, wurde ein im Grundsatz effizientes, in 
seiner konkreten Ausgestaltung allerdings schwaches Instru-
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»ent eingeführt: die Abwasserabcabe - ein formalisierten fi­
nanzielles Anreiz Instrument. Die von dem Verursacher zu 
entrichtende (und zweckgebundene) Abgabe steigt mit der Ab­
wasserbelastung und i» Zeitablauf an und gibt damit einen An­
reiz zur Reduzierung der Abwassermengen und zur Reinigung des 
Abwassers (Recycling)t Dieses Instrument hat - obwohl es 
allseits gelobt wird - bisher keine Nachahmung in den ande­
ren Omweltbereichen gefunden# wenn auch der Vorschläge viele 
sind« Ich erwähne
- den Vorschlag einer Schwefeldioxidabgabe#
- den Vorschlag einer Schadstoffabcabe bei Grolfeuerungs- 

anlagen#
- den Vorschlag des Sachverständigenrates für Omweltfragen 

auf Einführung einer Stickstoffabcabe in der Landwirt­
schaft«

Nimmt man den Vorschlag zur Einführung einer VerPackungsab- 
gabe hinzu# dann sieht man# dal für alle sog« Omweltmedien 
(d«h« Wasser# Luft und Boden) entsprechende Emissionsabqaben 
vorgeschlagen sind# deren Einführung zu einer Veränderung der 
Technologiestruktur führen würde« An ihrer praktischen Om- 
setzung aber hapert es« Die Gründe hierfür sind zahlreich; 
sie sind methodischer# fiskalischer und - natürlich - poli­
tischer Art« Ich nenne nur jeweils einen Grund jeder Art:

- An welchen Emissionstatbestand soll eine Abgabe geknüpft 
werden? Da man nicht alle Emissionen verlällich messen 
und kontrol1ieren kann# ginge es darum# eine Leitva­
riable zu definieren# also z«B« eine Abgabe je Omweltme- 
dium« Man kann sich leicht vorstellen, dal beide Fest­
legungen den Streit der Experten hervorrufen werden« •

• Der letztendliche Sinn einer Abgabe besteht - im Gegen­
satz zu einer Steuer - darin, im Zeitablauf überflüssig 
zu werden: Je niedriger die Emissionen# um so besser;
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um so geringer aber auch das Aufkommen aus einer Abgabe» 
Dieser Vorschlag aber ist de» deutschen Fiskalwesen re­
lativ fremd; er kann dennoch ökologisch sinnvoll sein»

Je konzentrierter das Instrument der Abgabe angewendet 
wird - also z»B» Schwefeldioxid-Abgabe für Groleraitten- 
ten -, um so massiver der politisch-ökonomische Druck; 
dieser Druck kann in der politischen Alltagspraxis mit 
Hinweisen auf die Verteilungseffekte IUberwä1zungsraog- 
lichkeit der Abgabe als Funktion der Marktmacht) zur 
Selbstblockade führen»

4. ÜMWBLTVERTRÄGLICHE TECHNOLOG! EH - ZWEI AHWEB-
DPHGSFBLDBR

4«1 Bnerqieeinsparung

Die Art und Weise unseres Umgangs mit Energie ist generell 
nicht geeignet, die gleichzeitige Erfüllung von Umwelt- und 
Beschäftigungszielen zu fördern» So sind einerseits Erzeu­
gung, Umwandlung und Verbrauch von Energie die grölte Quelle 
der Luftverschmutzung, u»a» mit der Emission von Schwefeldi­
oxid, Stickoxiden, Kohlenmonoxid, Halogenverbindungen und 
Staub der öl- und Kohle-Kraftwerke und des Automobils; und 
die Bnerg iegew i nnung aus Kernspaltung ist mit speziellen 
Emissionen und ungelösten Entsorgungsproblemen verknüpft» 
Zum anderen ist die Energiewirtschaft in einem außerordentli­
chen Male kapita1intensiv und monopolitisch, d»h» weder de­
zentral noch marktwirtschaftlich organisiert, was relativ ge­
ringe Beschäftigungseffekte zur Folge hat»

Die Bnergiepolitik ist traditionell - und von der Umweltdis- 
kussion faktisch unbeirrt - auf das Ziel einer wachsenden
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Energieversorgung su Möglichst stabilen Preisen ausgerichtet* 
wie die weiterhin geltenden Bestimmungen des Energiewirt­
schaf tsgesetzes von 1935 belegen« Dahinter steht die Vor­
stellung* über ein preiswertes Energieangebot die internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Wirtschaft zu si­
chern« Damit wird jedoch gleichseitig die ohnehin starke 
Tendenz zur Rationalisierung in der Wirtschaft (hiers Substi­
tution von Arbeit durch Energie) gefördert - was nicht ohne 
Einflu# ist auf die ohnehin schlechte Beschäftigungslage•

Das Energiewirtschaftsgeseta als geltende Grundlage der Ener­
giepolitik ist also aus beschäftigungs- und umweltpolitischen 
Gründen obsolet« Es ist auch ordnungspolitisch dubios* weil 
es zu einer unerhörten Machtfülle geführt hat* die von der 
Karteilbehörde nicht verhindert worden ist« Mit der wirt-! 
schaftliehen und politischen Macht der Energiewirtschaft kann 
heute nicht nur jede alternative Energiepolitik * sondern auch 
jede umwelt- und beschäftigungspolitische Initiative verhin­
dert werden* die beim Energiepreis ansetzt«

Jeder Energieumsatz ist jedoch - allerdings nach Energieträ­
gern unterschied!ich - mit einer Umweltbelastung verbunden* 
und fast jedes zusätzliche Energieangebot ist bisher Verhält­
nisse! ig wenig beschäftigungswirksam• Eine konsequente Ener­
gieeinsparung IEinsparenercie) wäre demgegenüber ein gutes 
Beispiel für ein umweltschonendes Vorgehen* das zugleich öko­
nomisch von Mutzen ist« Erhöhung der Eneroieeffizienz (rela­
tive Energieeinsparung) bedeutet Ersatz von Energieinput 
durch Wissen und technische Innovation« Würden Energiespar- 
malnahmen "von unten"* d«h« bei den lokalen Erzeugungs-* Nut- 
zungs- und Dienstleistungssystemen beginnen* also ein dezi­
diert dezentrales Programm darstellen* hätten sie einen all­
gemein belebenden Effekt auf nahezu alle regionalen Arbeits­
märkte« Speziell würden das Handwerk und kleine und mittlere 
Unternehmen von einer Politik der Energieeinsparung und des
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Einsatzes regenerativer Energiequellen (wie Solarkollektoren, 
Biomasse und Windenergie) Nutzen ziehen* Durch Maßnahmen der 
Wärmedämmung erführen vor allem Klein*- und Mittelbetriebe im 
Bausektor eine Belebung* Ein Beispiel kann diese ökologisch- 
ökonomischen Zusammenhänge verdeut1ichen s Betrachtet man das 
Einsatzverhältnis von Handwerken zu technischen Spezialisten, 
so entfallen bei der Biomasse und der Solarenergie auf einen 
Spezialisten im Durchschnitt neun Handwerker, bei der Atom­
energie dagegen nur zwei*

In den letzten Jahren sind mehrere Berechnungen zu den poten­
tiellen Beschäftigungseffekten der Energieeinsparung und des 
Einsatzes regenerativer Energiequellen vorgenommen worden. 
Sie bestätigen, daß der Umbau des jetzigen Verbrauchsintensi- 
ven Energiesystems in Richtung Energieeinsparung und regene­
rative Energie ein klassischer Fall für die Zielharmonie von 
Arbeit und Umwelt ist* Hierzu sei beispielhaft eine Studie 
des Fraunhofer-Instituts erwähnt, nach der ein Programm zur 
Verbesserung der Energienutzung in der Bundesrepublik durch 
umfassende Gebäudeisolierung, das sich auf 20 Mrd* DM für 20 
Jahre beläuft, zu ca* 400.000 Arbeitsplätzen führen würde* 
Diese Ausgaben würden sich innerhalb von 20 Jahren zu 60% 
über die induzierte Energieeinsparung und zu 40% über Entla­
stungen der öffentlichen Haushalte (u*a* durch Rückgang von 
Arbeitslosengeldzahlung und Wohngeld sowie durch Einnahme­
steigerung ) amortisieren*

4.2 Altlasten-Sanieruna

Seit mehreren Jahren gibt es bei uns eine Debatte über die 
Vor- und Nachteile einer aktiven staatlichen Beschäftigungs­
politik* Bis zur Mitte der 70er Jahre war noch die Meinung 
vorherrschend, da# staatliche Beschäftigungspolitik in Zeiten 
konjunktureller Arbeitslosigkeit nützlich sei; die
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Seines*sehe Lehre 'war internaliaiert• Die Vorstellung vom
beschäftigungspolitisch aktiven Staat ging aber weitgehend 
verloren! die Schuldendiskussion und das sich über die USA 
rasch ausbreitende angebotsorientierte Denken haben dies be­
wirkt«

Bei solch verfestigter Ausgangslage ist es nicht leicht, 
einen Durchbruch su erzielen« Bin Verzicht auf aktive Be­
schäftigungspol itik aus Prinzip aber löst das Beschäftigungs­
problem nicht; und die Betonung des Verursacherprinzips in 
der Umweltpolitik gibt keine Garantie für die Lösung der Alt­
lastenproblematik , d«h« die Behandlung der akkumulierten Um­
weltbelastungen der Vergangenheit•

Die Jährlich eintretenden Umweltschäden (Schäden an der Natur 
durch Luft-, Messer- und Bodenbelastung) sind monetär bewer­
tet auf ca. 6% des BSP geschätzt worden, was in der Bundesre­
publik Deutschland mehr als lOO Mrd. DM entspricht • Für die 
Sanierung der (gefährlichen) Altdeponien beläuft sich eine 
Schätzung des Umweltbundesamtes auf 17 Mrd« DM« Der Vermö­
gensstock des Maldes ist auf über 250 Mrd« veranschlagt wor­
den, woraus sich - über die Maidschadenstatistik - die 
jährlichen Vermögensverluste durch Schadstoffeintrag errech­
nen lassen«

Mie immer man zu solchen Kostenschätzungen über UmweltSchäden 
stehen sag - (müßte nicht auch die Schädigung der menschli­
chen Gesundheit einbezogen werden?) -, die zu ihrer Bewälti­
gung bisher bereitgestellten Ressourcen (Geld, Intelligenz, 
Arbeit) betragen nur einen Bruchteil des Erforderlichen, weil 
sonst ja nicht laufend neue Schäden eintreten könnten•

Der Bundeshausha1t 1986 sieht 0,6% für Umweltschutzausgaben 
vor; insgesamt werden in der Bundesrepublik nur rund 1% des 
BSP für Umweltschutzmaßnahmen aktiviert« Es könnte also
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rasch eine Verbesserung der Beschäftigungslage durch umwelt- 
orientierte Programme erreicht werden* Einige Stichworte der 
praktischen Ausgestaltung (neben der bereits erwähnten Ener­
gieeinsparung und der Sanierung der Altdeponien)s Reduzie­
rung der LuftSchadstoffe; Entgiftung der Bödeni Reinigung der 
Seen und Gewässer; Verringerung des Lärms; Reduzierung des 
Mül laufkommens; Rettung von Pflanzen- und Tierarten; Rückge­
winnung verbauter Lebensräume; ökologischer Stadtumbau, usw.•

über die grundsätzlich positiven Effekte umweltorientierter 
Beschäftigungsprogramme geben andere Länder und auch andere 
Programme im eigenen Lande Hinweise, wie z«B« das Zukunftsin­
vestitionsprogramm aus dem Jahre 1977; dieses Programm er­
streckte sich zu rund 60% auf umweltverbessernde Maßnahmen 
und hat zahlreiche permanente Arbeitsplätze geschaffen« Die 
auch ökologisch begründbare Umlenkung öffentlicher Ausgaben­
ströme zur Beschäftigungssteigerung dürfte ohne Zweifel sinn­
voller sein als die Finanzierung der Kosten der Arbeitslosig­
keit, die ca« 60 Mrd. DM pro Jahr betragen - ganz zu schwei­
gen von den damit einhergehenden positiven psychischen Wir­
kungen bei den Wiederbeschäftigten•

Ein Fazit: Die staatlichen Instanzen orientieren sich bisher 
nicht genügend an einer gleichzeitigen Betrachtung der Be- 
und Entlastungswirkungen des Staatshaushaltes durch umwelt- 
orientierte Beschäftigungsprogramme• Dies aber könnte die 
Motivation zur Durchführung derartiger Programme erheblich 
verstärken, da eine integrale Sicht zeigt, dal sich Umweltin- 
vestitionen über die Entlastungswirkungen in der Arbeitslo­
sen-, Kranken- und Sozialversicherung und über die Steuer­
mehreinnahmen durch steigende Einkommen zu einem grölen Teil 
selbst finanzieren - Schätzungen hierüber liegen bei 75%• 
Umweltorientierte Beschäftigungsprogramme sind andererseits 
kein Alibi für eine ineffektive ümweltpolitik - oder dürfen 
es nicht sein« Sie entbinden auch nicht von der aufgezeigten
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Notwendigkeit einer generellen ökologischen Orientierung der
Wirtschaftspolitik«

5* TBCHKIKBIITWICKLONG ONP ARBEITSZEITVERKÜRZUNG

These 4s

Die Technikentwicklung ist nur in bestimmtem Male steu­
erbar« Man mul, daher die Bedingungen ändern, unter 
denen Technik entsteht und in denen sie genutzt wird«

Arbeit und Unweit, Versöhnung von Ökonomie und Ökologie ran­
gieren weit oben in der Skala der gesellschaftlichen Problem- 
wahrnehnung, wie auch in der allgemeinen politischen Diskus­
sion« Unkonventionelle Vorschläge sollten dann besonders ge­
fragt sein, wenn konventionelle Lösungsbeiträge nicht greifen 
bzw« im Widerstreit vorgefaßter Meinungen scheitern« Ar­
beitslosigkeit und Umweltbelastung sind in ihrem Ausmaß ein­
zigartig; damit Witte auch die Möglichkeit der gleichzeitigen 
Lösung dieser beiden wichtigen gesellschaftlichen Probleme 
bestehen« Insofern sollte die Entwicklung umweltverträgli­
cher Technologien sollte eine Chance haben« Wo aber ist die 
entsprechende politische Initiative? Geht in Wirklichkeit 
nicht alles in die andere Richtung?

- "Arbeit im All ^ Arbeitslosigkeit auf Erden", so über­
schrieb Marie Mareks eine ihrer eindrucksvollen Zeich­
nungen«

- "Angetrieben von der Droge High Tech*, so umschrieb Hans 
Otto Eglau den Drang finanzstarker Unternehmen in die 
Märkte der sogenannten Zukunftsprodukte•
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Von "Neomerkantilismus und staatskapitalintischer Re­
naissance durch vermeintliche Marktwirtschaftler" und 
von "politischen Konzernschneidern neuen Zuschnitts" 
sprach der ehemalige Wirtschaftsminister und meinte da­
mit die vielfältigen Aktivitäten eines süddeutschen Re­
gierungschefs um die Errichtung groldimensionierter 
Technologie-Konglomerate•

Nun* neu ist nicht die Tatsache, dal Hersteller einer breiten 
Palette von Produkten vor der Aufgabe stehen, müde Umsatzträ- 
ger zugunsten neuer Entwicklungen zurückzudrängen, um auf 
diese Weise Dynamik und Rendite zu erhalten* Das Neue am ge­
genwärtigen technologischen Wandel dürfte vielmehr darin be­
stehen, dal die neuen Technologien nicht nur arbeitssparend, 
sondern auch relativ kapitalsparend sind* Es wird nicht nur, 
wie zuvor, lebendige Arbeit durch fixes Kapital substituiert, 
sondern grole Mengen an fixem Kapital durch mehrere kleine 
Mengen* Günter Friedrichs spricht in diesem Zusammenhang von 
der "neuen industriellen Revolution”, die grundlegende Verän­
derungen bewirken werde und auf die wir erstaunlich wenig 
vorbereitet seien* Andrd Gorz meint, dal wir den in der jet­
zigen Beschäftigungskrise enthaltenen Kontinuitätsbruch nur 
verkraften und nützen können, wenn wir selbst mit einigen un­
serer Vorstellungen brechen, namentlich mit dem Glauben, 
vollzeitige, lebenslange Lohnarbeit müsse ein Ziel bleiben 
und die Arbeitsgesellschaft um jeden Preis weiterbestehen * 
Ohne Arbeitszeitverkürzung gingen wir einer tiefgreifenden 
Spaltung der Gesellschaft entgegen: Einer Minderheit von 
vollzeitig fest angestellten und gewerkschaftlich geschützten 
Lohnabhängigen stünde eine Mehrheit von kurzfristig oder 
teilzeitig angestellten Gelegenheitsjobbern gegenüber• Gorz 
nennt dies die "Süd-Afrikanisierung unserer Gesellschaft" und 
bemerkt dazu, dal die Gewerkschaften zu einer konservativen 
Interessenvertretung der privilegierten Facharbeiterschicht
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zu degenerieren drohen» wenn es nicht gelingt* diese Entwick­
lung aufsuhalten. Arhcitsscitycrkttriiiim wird danach also 
»ehr mim mar eine Begleiterscheinung des technischen Handels; 
sie wird s«ar notwendigen Strategie der Wirtschaft®- und Ge- 
sellschaftspolitik•

Man kann hieran eine einfache Rechnung auf stellen; wenn im 
Durchschnitt das Bruttosos ialprodukt weiter um 2 Prozent j 
jährlich wächst und die Arbeitsproduktivität ins 4% jährlich 
.aunimst (eine recht »oderate Annahne)* dann wird die erfor-i 
derliche Arheitsnenge innerhalb von IO Jahren u» etwa 20% ab- 
nehnen* innerhalb von 15 Jahren u» fast ein Drittel. Die 
Perfektive wäre dann folgendes Bis zu» Jahre 2000' ca. 25% 
Arbeitslose (ca. 10% sind es jetzt) oder bis zu 25%ige Ar­
beitszeitverkürzung?

Wolfgang Lecher von Mirtschafts- und 8ozialwissenschaf11 ichen 
Institut des DGB hat diese Warnungen durch ein Szenario er­
gänzt; Die arbeitende Bevölkerung der Bundesrepublik ; 
Deutschland könnte sich - ceteris paribus - in weniger als 
20 Jahren zusannensetzen aus;
- 25% St ■— irbeitern*
- 25%iRandarbeitern auf schlecht bezahlten* nicht qualifi­

zierten und unsicheren Arbeitsplätzen *
- 50% ausgegrenzten Gelegenheitsjobbern und Arbeitslosen.

Zu untersuchen * ob und wie diese Möglichen Konsequenzen des 
technischen Handels sozial verträglich gesteuert werden kön­
nen* dies wäre eine Diskussion für sich* die hier nicht er­
folgen kann. Ich Möchte nur einen ZusasMenhang auf greifen; 
Unwcltverträo1ichkoit und SozialVerträglichkeit neuer Techno­
logien können sehr wohl divergieren. "Unweit gerettet - 
Mensch halb tot* - dies ist sehr wohl eine Mögliche Perspek- 
tive aus verneint lieh enissionsarnen Technologien. Der Mi­
krochip* als Grundlage vieler neuer Technologien, aber ist ia
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seiner Herstellung höchst unweltbelastend* Vor eilen aber 
geht es auch um die Belastungswirkung der Nutzung neuer Tech­
nologien auf den Menschen» un di#;Auswirkungen» die neue Me­
dien und neue Techniken auf den Mensche#.selbst» seine sozia­
len Beziehungen» seine kulturelle Konpetenz haben«

!&!«,**. is beautiful"» so hie# der Titel jenes Buches# nit den
vieles an kritischer Technikdiskussion begann. Schriebe E.F. 
Schunacher heute» so würde er diesen Titel wahrscheinlich 
durch einen Untertitel ergänzen*; •S— 11 1» beautiful, but 
how beautiful in micro?*

6. 20K0HPT DER TECHHIKKMTlfTPKIJING - BIHB HORHATIVE
SCHLDS3BETRACHTDHG

Bei einen Seninar in Berlin haben Sozialwissenschaftler ver- 
.sucht» nit Technikern ins Gespräch zu können. Die Techniker 
sprachen von der "Technikfeindlichkeit” - insbesondere bei 
der jüngeren Generation. Die Sozialwissenschaftler sprachen 
von der "Technikskepsis”» die in veränderten Charakter der 
Technik selbst zu suchen sei* Mar sie zunächst nur "Reich 
der Mittel für unsere physischen Zwecke”» nachte sie das Da­
sein erträglicher und geriet so zun Bestandteil eines allge­
meinen Porschrittskonzepts» so ist Technik heute zu einer 
Macht geworden» die die Gesellschaft verändert» Nun nag der 
technische Wandel zwar einige Handlungsmöglichkeiten des Men­
schen erweitern» aber er schafft auch andere ab.

”Die technische Entwicklung müite wieder an den Prinzipien 
des allgeneinen Fortschrittsgedankens» der ihr vorausging, 
kritisch genessen werden" - so etwa lautete die Folgerung der
Soziologen. "Un Vertrauen in die Techniker werben” - dies 
war die Folgerung der Techniker.
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Bans Jonas aber setzte an die Stelle von Appellen und Ver­
trauen das Prinzip Verantwortung - Verantwortung als ethische 
Vermittlung zwischen der Freiheit, unter verschiedenen Hand­
lungsmöglichkeiten wühlen zu können# und dem Wert des mensch­
lichen Lebens selbsti Jeder Entscheidung Über die Entwick­
lung und Nutzung einer neuen Technik müßte eine sorgfältige 
Abschätzung von deren Folgen und Nebenfolgen vorangehen - und 
im Sweifel der Verzicht. Zu fordern sei eine "neue Beschei­
denheit"; die Furcht müsse zu neuen Ehren gelangen und die 
Vorsicht zur höheren Tugend werden.

Man mag den Jonas*sehen Kategorischen Imperativ der Technik­
entwicklung defensiv nennens Man schätzt die Folgen und wer­
tet sie dann; einer auferzwungenen Disziplin zieht man die 
Selbstdisziplin vor. Die Folgen und Nebenfolgen neuer Tech­
niken bis ins letzte abzuschätzen, mag den kritisierten Tech­
niker aber auch überfordern. Die Alternative könnte (nur) 
darin liegen# das Prinzip Verantwortung mit dem der Haftung 
zu verbinden und der Technikentwicklung neue# andere Zidle zu 
setzen# wie z.B.s "Sinnerfüllte schöpferische Tätigkeit für 
alle"; "Erhaltung einer lebensfähigen Dmwelt für die jetzigen 
und die zukünftigen Generationen".
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